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A, Problem 

Tunesien hat seit 1959 die erklärte Absicht, endgültig dem GATT 
beizutreten. Grundlage für die zum endgültigen Beitritt not- 
wendigen Zollverhandlungen ist ein Zolltarif, den die tunesische 
Regierung noch vorbereitet. Um die Zeit bis zum endgültigen 
Beitritt zu überbrücken, hat Tunesien am 12. November 1959 
den vorläufigen Beitritt zum GATT für die Dauer eines Jahres 
erklärt. Dieser Erklärung haben die Mitgliedstaaten des GATT 
zugestimmt. Da die Voraussetzungen für den endgültigen Bei- 
tritt zum GATT noch fehlen, wird seitdem zwischen den Mit- 
gliedstaaten und Tunesien die Verlängerung dieser Erklärung 
jeweils befristet um ein Jahr vereinbart. 


B. Lösung 

Die Bundesregierung legt zur weiteren Verlängerung des vor- 
läufigen Beitritts Tunesiens zum GATT drei Protokolle, die die 
Geltungsdauer des vorläufigen Beitritts Tunesiens zum GATT 
bis 31. Dezember 1971 verlängern, zur Ratifikation vor und 
bittet gleichzeitig um die Ermächtigung, weitere Verlänge- 
rungen durch Rechtsverordnung der Bundesregierung in Kraft 
zu setzen. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 

Keine. 
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Schriftlicher Bericht 
des Ausschusses für Wirtschaft 
(8. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Vierten Protokoll vom 14. November 1967, zu 
dem Fünften Protokoll vom 19. November 1968 und zu dem 
Sechsten Protokoll vom 16. Dezember 1969 zur Verlängerung 
der Geltungsdauer der Erklärung vom 12. November 1959 über 
den vorläufigen Beitritt Tunesiens zum Allgemeinen Zoll- und 

Handelsabkommen 

— Drucksache Vl/1241 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Frerichs 


Der Gesetzentwurf - — Drucksadle VI/1241 — wurde 
vom Bundestag in der 72. Sitzung in erster Lesung 
beraten und an den Ausschuß für Wirtschaft über- 
wiesen. 

Der endgültige Beitritt Tunesiens zum GATT ist 
davon abhängig, daß Tunesien einen neuen Zoll- 
tarif vorlegt, der die Grundlage für die zum end- 
gültigen Beitritt notwendigen Zollverhandlungen 
bietet. Bis diese Voraussetzung erfüllt ist, kann 
Tunesien nur seinen vorläufigen Beitritt zum GATT 
erklären; Tunesien hat am 12. November 1959 diese 
Beitrittserklärung abgegeben. Der Bundestag hat 
den vorläufigen Beitritt Tunesiens zum GATT erst- 
malig im Jahre 1961 gebilligt. Seitdem werden regel- 
mäßig Verlängerungsprotokolle zur Verlängerung 
der Geltungsdauer dieser Erklärung vom 12. Novem- 
ber 1959 um jeweils ein Jahr vorgelegt. Mit dem 
jetzt vorliegenden Gesetz erbittet die Bundesregie- 
rung einmal die nachträgliche Zustimmung des Bun- 
destages zum Vierten und Fünften Verlängerungs- 
protokoll, das den vorläufigen Beitritt Tunesiens 
zum GATT bis zum 31. Dezember 1968 bzw. 31. De- 
zember 1969 verlängert hat sowie die Zustimmung 


zum Sechsten Protokoll, das die Geltungsdauer des 
vorläufigen Beitritts bis zum 31. Dezember 1970 
verlängern soll. 

Es ist mißlich, daß, wie im vorliegenden Fall, der 
Bundestag nachträglich ausgelaufene Protokolle 
sanktionieren soll. Die Bundesregierung bedauert 
dieses Verfahren und hat begründet vorgetragen, 
daß das zeitlich verzögerte Zustimmungsverfahren 
nicht allein von ihr zu verantworten ist. Die Bundes- 
regierung schlägt jetzt vor, sie für die Zukunft zu 
ermächtigen, Vereinbarungen über die Verlängerung 
der Geltungsdauer der Erklärung vom 12. November 
1959 über den vorläufigen Beitritt Tunesiens zum 
GATT durch Rechtsverordnung in Kraft zu setzen. 
Der Ausschuß hält dieses Verfahren für unbedenk- 
lich, da der Bundestag im Grundsatz den jährlichen 
Verlängerungen schon zugestitnmt hat, und er sich 
mit der Gesamtproblematik beim endgültigen Bei- 
tritt Tunesiens zum GATT erneut befassen wird. Ich 
bitte deshalb namens des Ausschusses für Wirt- 
schaft, dem Gesetzentwurf in der von der Bundes- 
regierung vorgelegten Fassung zuzustimmen. 


Bonn, den 3. Dezember 1970 


Dr. Frerichs 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/1241 — unver- 
ändert nach der Vorlage anzunehmen. 


Bonn, den 3. Dezember 1970 


Der Ausschuß für Wirtschaft 

Kienbaum Dr. Frerichs 

Vorsitzender Berichterstatter 
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